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Tagesordnungspunkt: 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die gemeinsame Wahrnehmung der kommunalen 
Pflichtaufgabe der Weiterbildung (VHS) 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung wird gemäß dem beigefügten Entwurf, 

vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Räte der beteiligten Städte und Gemeinden, 

zum 01.01.2027 beschlossen. Zeitgleich wird die seit 01.01.1976 bestehende öffentlich-

rechtliche Vereinbarung außer Kraft gesetzt. 

Sollte eine beteiligte Kommune der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nicht zustimmen, 

kann an deren Stelle der Kreis Coesfeld Vertragspartner werden. Die öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung ist in diesem Fall entsprechend anzupassen. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Jährliche Mehraufwendungen entsprechend dem Anteil der auf Nottuln entfallenden 

sonstigen Hörerstunden am Gesamtvolumen, geschätzt ca. 9.000 € p.a. 

Sollten aufgrund gesetzlicher Änderungen, Rechtsprechung, Verwaltungsanweisungen oder 

der Anwendung des § 2b UstG oder einer Nachfolgeregelung die Leistungen der Stadt 

Coesfeld als umsatzsteuerbar und umsatzsteuerpflichtig beurteilt werden, erhöht sich der 

Mehraufwand um die Umsatzsteuer. 

 

Klimatische Auswirkungen: 

Keine 

 

öffentliche 
Beschlussvorlage 
Vorlagen-Nr. 098/2026 

 

Produktbereich/Betriebszweig: 
04 Kultur und Wissenschaft 
Datum: 
17.08.2026 

G e m e i n d e  N o t t u l n 
Der Bürgermeister 

Ö  3Ö  3
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- 2 - 
Vorlage Nr. 098/2026 

... 

Beratungsfolge: 
  

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Ausschuss Bildung und Soziales 15.09.2026 öffentlich 

Beratungsergebnis 

einstimmig ja nein enthalten 

    

Rat 13.10.2026 öffentlich 

Beratungsergebnis 

einstimmig ja nein enthalten 

    

 
  
 
gez. Kohaus 
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- 3 - 
Vorlage Nr. 098/2026 

... 

 

Sachverhalt: 

Jede und jeder hat das Recht, die zur freien Entfaltung der Persönlichkeit und zur freien 

Wahl des Berufs erforderlichen Kenntnisse und Qualifikationen zu erwerben und zu vertiefen. 

Um dies sicherzustellen wurde die Weiterbildung als gleichberechtigter Teil des 

Bildungswesens gesetzlich verankert. 

Nach dem Weiterbildungsgesetz NRW wird die Grundversorgung mit 

Weiterbildungsangeboten durch das Pflichtangebot der Volkshochschulen sichergestellt. 

Dieses Pflichtangebot betrifft kreisfreie Städte, große kreisangehörige Städte und mittlere 

kreisangehörige Städte. 

Mehrere kreisangehörige Gemeinden können sich jedoch zusammenschließen, um diese 

Aufgabe gemeinsam wahrzunehmen. Erfolgt kein Zusammenschluss, so ist der Kreis 

verpflichtet, Einrichtungen der Weiterbildung zu errichten und zu unterhalten.  

Auf Grundlage der Beschlüsse des Rates der Gemeinde Nottuln vom 18.12.1975 und des 

Rates der Stadt Coesfeld vom 18.12.1975 wurde eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur 

gemeinsamen Wahrnehmung der Aufgaben der Volkshochschule beschlossen. Aufgrund 

dessen unterhält die Stadt Coesfeld eine Volkshochschule und übernimmt zugleich die 

Aufgabenwahrnehmung für die beteiligten Kommunen. Die Abrechnung der umlagefähigen 

Kosten erfolgt nach Hörerstunden der Kommunen Coesfeld, Billerbeck, Nottuln und 

Rosendahl. Sonstige Hörerstunden, die keiner der genannten Kommunen zugeordnet werden 

können, trägt nach der derzeit geltenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung ausschließlich 

die Stadt Coesfeld. 

Die Stadt Coesfeld strebt eine Änderung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung an. 

Durchaus nachvollziehbares Ziel ist es, für alle Mitgliedskommunen eine einheitliche 

Regelung zur Berechnung der Umlage zu schaffen. Künftig sollen die sonstigen Hörerstunden 

auf alle Kommunen anteilig im Verhältnis zu ihrem jeweiligen Gesamtvolumen umgelegt 

werden. Aus diesem Grund wurde eine neue Vereinbarung entwickelt (siehe Anlage), die 

zum 01.01.2027 in Kraft treten soll. In dieser Vereinbarung wurden auch nunmehr 

Regelungen zum Umgang mit einer möglichen Umsatzsteuer aufgenommen. 

Frau Wittling, Leiterin der Volkshochschule Coesfeld, wurde zur Sitzung eingeladen und steht 

für Fragen zur Verfügung. 

Der Beschluss ergeht als Empfehlung an den Gemeinderat. 

 
 

Anlagen: 

Entwurf Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die gemeinsame Wahrnehmung der 

kommunalen Pflichtaufgabe der Weiterbildung 
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- 4 - 
Vorlage Nr. 098/2026 

 

 
 
 
Verfasst: Fachbereichsleitung: 
gez. Faber gez. Gellenbeck 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über die gemeinsame Wahrnehmung der kommunalen Pflichtaufgabe der 

Weiterbildung 

Zwischen 

den Städten und Gemeinden Coesfeld, Billerbeck,  

Nottuln und Rosendahl 

– nachfolgend „beteiligten Kommunen“ genannt – 

wird aufgrund der §§ 23 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 

01.10.1979 (SGV. NRW. 202) in der zurzeit geltenden Fassung in Verbindung mit § 10 des 

Weiterbildungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 14.04.2000 (GV. NRW. S. 894) in der 

zurzeit geltenden Fassung folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen: 

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung 

(1) Die beteiligten Kommunen nehmen die ihnen nach dem Weiterbildungsgesetz Nordrhein-

Westfalen (WbG NRW) obliegenden Aufgaben der Weiterbildung im Wege der kommunalen 

Zusammenarbeit gemeinsam wahr. 

(2) Die Stadt Coesfeld übernimmt als erfüllende Kommune die Durchführung der Aufgaben für 

die übrigen beteiligten Kommunen. 

 

§ 2 Durchführung der Aufgaben 

(1) Die Stadt Coesfeld errichtet und unterhält die Volkshochschule (VHS) als Einrichtung im 

Sinne des Weiterbildungsgesetzes NRW. 

(2) Die Stadt Coesfeld nimmt die Aufgaben der Weiterbildung für das Gebiet der beteiligten 

Kommunen wahr und gewährleistet ein bedarfsgerechtes Weiterbildungsangebot. 

 

§ 3 Bezeichnung der Einrichtung 

Die Einrichtung führt die Bezeichnung 

„Volkshochschule Coesfeld“. 

 

§ 4 Satzungsrecht und Gebühren 

(1) Die Stadt Coesfeld erlässt die erforderlichen Satzungen, insbesondere eine Satzung und 

eine Gebührensatzung für die Volkshochschule. 

(2) Die Satzungen gelten für das Gebiet aller beteiligten Kommunen. 

(3) Die beteiligten Kommunen übertragen der Stadt Coesfeld insoweit die Befugnis, die 

Benutzung der Volkshochschule durch Satzungen zu regeln. 

 

  

Ö  3Ö  3
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§ 5 Beteiligung der Kommunen 

(1) Zur Mitwirkung der beteiligten Kommunen wird ein Fachausschuss für Angelegenheiten 

der Weiterbildung (VHS-Ausschuss) gebildet, dem neun stimmberechtigte Mitglieder 

angehören, die vom Rat der Stadt Coesfeld bestellt werden. 

(2) Jede weitere beteiligte Kommune entsendet zwei stimmberechtigte Vertreterinnen oder 

Vertreter in den VHS-Ausschuss. 

(3) Der VHS-Ausschuss berät die Stadt Coesfeld in Angelegenheiten der Volkshochschule. 

Die Vertreterinnen und Vertreter sind berechtigt, Vorschläge und Anregungen zum 

Weiterbildungsangebot einzubringen. 

 

§ 6 Angebotsstruktur, Zweigstellen und Räumlichkeiten 

(1) Die Volkshochschule führt Lehrveranstaltungen im Gebiet aller beteiligten Kommunen 

durch, um eine gleichmäßige Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen. 

(2) Die Stadt Coesfeld kann im Einvernehmen mit den beteiligten Kommunen Zweigstellen, 

Kontaktstellen und Sprechstunden einrichten. 

(3) Die beteiligten Kommunen stellen für Veranstaltungen der Volkshochschule im Rahmen 

dieser Vereinbarung geeignete Räumlichkeiten einschließlich der üblichen Ausstattung 

unentgeltlich zur Verfügung. Ausnahmen von dieser Regelung sind vorab mit der VHS-Leitung 

abzustimmen und durch diese zu genehmigen. Dem VHS-Ausschuss wird über die 

Ausnahmen berichtet. 

 

§ 7 Finanzierung und Umlage 

(1) Grundsatz 

Die Finanzierung der Aufgaben erfolgt durch Zuschüsse, Entgelte, Landesmittel sowie durch 

Umlagen der beteiligten Kommunen. 

(2) Abrechnung nach Jahresergebnis 

Die im Rahmen dieser Vereinbarung entstehenden Aufwendungen und Erträge werden jährlich 

im Rahmen des Jahresabschlusses der Stadt Coesfeld (Produkt Volkshochschule) ermittelt. 

Auf dieser Grundlage erfolgt die Abrechnung, der nicht umlagefähigen Kosten (verbleiben bei 

der Stadt Coesfeld) und den umlagefähigen Kosten (werden durch die beteiligten Kommunen 

getragen). Dabei werden die Kosten für die Nutzung der investiven Güter über Abschreibungen 

refinanziert.  

(3) Hörerstunden 

Die Zuordnung der umlagefähigen Kosten erfolgt auf Grundlage der Hörerstunden der 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus der jeweiligen Kommune im Abrechnungsjahr. 

Hörerstunden, die keiner beteiligten Kommune eindeutig zugeordnet werden können, werden 

von allen beteiligten Kommunen gemeinsam getragen. Die Verteilung der Kosten erfolgt auf 

Basis des Anteils der jeweiligen Kommune an den Gesamthörerstunden.  

(4) Nicht umlagefähige Kosten 

Nicht umlagefähig sind insbesondere: 
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1. Mietkosten für Räumlichkeiten für Kursangebote, (Ausnahme § 6 Abs. 3) 

2. Anschaffungen von Möbeln und Ausstattung (Technik etc.) durch die VHS für 

hauptamtliche Mitarbeitende, 

3. Investitionen in Gebäude. 

(5) Steuerliche Auswirkungen 

Die beteiligten Kommunen gehen davon aus, dass die auf Grundlage dieser Vereinbarung 

geleisteten Zahlungen an die Stadt Coesfeld auch unter Anwendung des § 2b 

Umsatzsteuergesetz (UStG) keinen steuerbaren Leistungsaustausch begründen und daher 

nicht der Umsatzsteuer unterliegen. 

Die berechneten Umlagen gelten als Nettobeträge. Sollten aufgrund gesetzlicher Änderungen, 

Rechtsprechung, Verwaltungsanweisungen oder der Anwendung des § 2b UStG oder einer 

Nachfolgeregelung die Leistungen der Stadt Coesfeld als umsatzsteuerbar und 

umsatzsteuerpflichtig beurteilt werden, ist die Umsatzsteuer zusätzlich auf Grundlage der 

vereinbarten Nettobeträge zu entrichten. 

In diesem Fall ist die Stadt Coesfeld berechtigt, die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer 

gegenüber den beteiligten Kommunen nachzufordern und eine Rechnung gemäß § 14 UStG 

zu erteilen. Etwaige steuerliche Nebenleistungen im Sinne des § 3 Abs. 4 Abgabenordnung 

(AO), die im Zusammenhang mit einer Umsatzsteuerfestsetzung stehen und nicht auf einem 

Verschulden der Stadt Coesfeld beruhen, sind anteilig von den beteiligten Kommunen zu 

tragen. Die Vertragspartner verpflichten sich, sich gegenseitig unverzüglich über eine mögliche 

Umsatzsteuerpflicht zu informieren. 

(6) Festsetzung und Fälligkeit der Umlage 

Die Umlage wird nach Feststellung des Jahresabschlusses ermittelt und den beteiligten 

Kommunen in Rechnung gestellt. 

Die Zahlung ist innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der Abrechnung fällig. 

 

§ 8 Laufzeit und Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Eine Kündigung ist mit einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Haushaltsjahres 

zulässig. 

Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

(3) Im Falle einer Kündigung durch eine Gemeinde/Stadt wird die Vereinbarung zwischen den 

übrigen Vertragspartnern fortgesetzt. Die Stadt Coesfeld hat die andere Gemeinde/Stadt 

unverzüglich über die Kündigung zu informieren. Die umlagefähigen Kosten werden 

entsprechend § 7 Abs. 3 dieser Vereinbarung auf die noch verbleibenden Vertragspartner 

aufgeteilt. 

 

§ 9 Inkrafttreten 

Die Vereinbarung wird am Tage nach der Bekanntmachung im Veröffentlichungsblatt der 

Bezirksregierung Münster/des Kreises Coesfeld wirksam. 
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Tagesordnungspunkt: 
Besetzung der Schulleitungsstelle an der Sebastian Grundschule 
 

Beschlussvorschlag: 

Die Besetzung der Schulleitungsstelle der Sebastian Grundschule mit Frau Annette Ueing 

wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 
 

Finanzielle Auswirkungen: 

Keine 

 

Klimatische Auswirkungen: 

Keine 

 

Beratungsfolge: 
  

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Ausschuss Bildung und Soziales 15.09.2026 öffentlich 

Beratungsergebnis 

einstimmig ja nein enthalten 

    

 
  
 
gez. Kohaus 
  

öffentliche 
Beschlussvorlage 
Vorlagen-Nr. 097/2026 

 

Produktbereich/Betriebszweig: 
03 Schulträgeraufgaben 
Datum: 
25.06.2026 

G e m e i n d e  N o t t u l n 
Der Bürgermeister 

Ö  4Ö  4
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- 2 - 
Vorlage Nr. 097/2026 

 

 

Sachverhalt: 

Die Leitungsstelle der Sebastian Grundschule war nach Versetzung von Frau Ursula Wippich 

in den Ruhestand im vergangenen Jahr neu zu besetzen. 

Frau Annette Ueing wurde von der Bezirksregierung Münster unter Würdigung der 

Stellungnahmen der Schulkonferenz und des Schulträgers am 15.06.2026 zur Rektorin 

ernannt. 

Frau Annette Ueing wird sich dem Ausschuss für Bildung und Soziales in der Sitzung am 

15.09.2026 vorstellen. 

 
 
 
 
Verfasst: Fachbereichsleitung: 
gez. Faber gez. Gellenbeck 
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Tagesordnungspunkt: 
Bericht der Schulleitungen 
 

Beschlussvorschlag: 

Die Berichte der Schulleitungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Keine 

 

Klimatische Auswirkungen: 

Keine 

 

Beratungsfolge: 
  

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Ausschuss Bildung und Soziales 15.09.2026 öffentlich 

Beratungsergebnis 

einstimmig ja nein enthalten 

    

 
  
 
gez. Kohaus 
  

öffentliche 
Beschlussvorlage 
Vorlagen-Nr. 096/2026 

 

Produktbereich/Betriebszweig: 
03 Schulträgeraufgaben 
Datum: 
25.06.2026 

G e m e i n d e  N o t t u l n 
Der Bürgermeister 

Ö  5Ö  5
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- 2 - 
Vorlage Nr. 096/2026 

 

 

Sachverhalt: 

Wie zuletzt in der Sitzung des Ausschusses für Bildung und Soziales am 04.09.2025 erhalten 

die Schulleitungen erneut die Gelegenheit, im Fachausschuss über das aktuelle Schulleben zu 

berichten. 

 
 
 
 
Verfasst: Fachbereichsleitung: 
gez. Faber gez. Gellenbeck 
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Tagesordnungspunkt: 
3. Sitzung des Teilhabebeirates Nottuln 2026 
 

Beschlussvorschlag: 

Das Ergebnisprotokoll über die 3. Sitzung des Teilhabebeirates Nottuln im Jahr 2026 wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

-/- 

 

Klimatische Auswirkungen: 

keine 

 

Beratungsfolge: 
  

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Ausschuss Bildung und Soziales 15.09.2026 öffentlich 

Beratungsergebnis 

einstimmig ja nein enthalten 

    

 
  
 
gez. Kohaus 
  

öffentliche 
Beschlussvorlage 
Vorlagen-Nr. 111/2026 

 

Produktbereich/Betriebszweig: 
01 Innere Verwaltung 
05 Soziale Hilfen 
06 Kinder-, Jugend- und 
Familienhilfe 
Datum: 
27.08.2026 

G e m e i n d e  N o t t u l n 
Der Bürgermeister 

Ö  6Ö  6
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- 2 - 
Vorlage Nr. 111/2026 

 

 

Sachverhalt: 

Der Teilhabebeirat der Gemeinde Nottuln tagte am 02.06.2026. Das Ergebnisprotokoll ist als 

Anlage Nr. 1 der Einladung beigefügt. 

 
 

Anlagen: 

Ergebnisprotokoll 

 
 
 
Verfasst: 
gez. Gellenbeck 
Fachbereichsleitung 
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